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Wirecard 2.0 verhindern: Kontrolle von Kapitalgesellschaften in staatliche Hand geben

Beschluss: Annahmemit Änderungen

Wir fordern Langfristig:

• muss die Kontrolle von Kapitalgesellschaften komplett in staatliche Hand überführt werden. Die Kontrolle der Einhal-

tung von Gesetzen, besonders auch im Finanzbereich, darf dabei nicht an private Unternehmen abgegebenwerden. Da-

zumuss eine neueunabhängige Behördenstruktur geschaffenwerden, die über ausreichendKapazitäten verfügt, sodass

die Berichte der betroffenen Unternehmen hinreichend kontrolliert werden können. Da der grenzüberschreitendeWirt-

schaftsverkehr heutzutage Alltag ist, sollte die entsprechende Behördenstruktur sinnvollerweise auch auf Europäischer

Ebene angesiedelt sein.

 

Bis diese Behörde aufgebaut ist, streiten wir uns für Verbesserung bei der Finanzaufsicht. Dabei sollen zum Beispiel folgende

Punkte geprüft werden: 

• die Überprüfung der Jahresberichte dieser Unternehmenmuss strenger durch die APAS kontrolliert werden. Dazu muss

die APAS kurzfristig personell und finanziell besser ausgestattet werden undmehr Befugnisse und Zugriffsrechte erhal-

ten. Eine Zusammenarbeit mit privatwirtschaftlichen Wirtschaftsprüfer*Innen sollte hier angestrebt werden, um kurz-

fristig Sachkenntnis aufzubauen und die anfallende Mehrarbeit sinnvoll zu bewältigen.

• Die Regeln für Buchhaltung, Bilanzierung und damit verbundene Nachweispflichten und der weitere rechtliche Rahmen

für Wirtschaftsprüfer*Innen muss so angepasst werden, dass schwere Verstöße auch bei großer krimineller Energie im

Unternehmen leichter aufgedeckt werden können

• Kapitalgesellschaften müssen ihr Wirtschaftsprüfungsunternehmen jährlich wechseln, um finanzielle Abhängigkeiten

zu minimieren.

• Der Schutz für Whistleblower*Innen besonders in der Wirtschaftsprüfungsindustrie und dem Accounting und Control-

ling größerer Unternehmen muss durch geeignete Regeln und Gesetze auf Landes- und Bundesebene stark verbessert

werden, um dem Verschweigen krimineller Vorfälle unter Druck entgegenzuwirken.

• Einrichtung eines Vier-Augen-Prinzips durch die Verpflichtung von Joint Audits, indemmindestens zweiWirtschaftsprü-

fungsgesellschaften für ein Unternehmen verantwortlich sind
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